
zu Punkt  1: Der Bürgermeister begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit 

fest. GR Oberlechner (Die Grünen Waldenstein) und GR Pauer (SPÖ) bringen 

zwei Dringlichkeitsanträge bezüglich „Resolution gegen den zunehmenden 

Schwerverkehr (vor allem Holztransporte) auf Waldviertler Straßen“ und 

„Vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohls in allen Phasen des 

Asylverfahrens und Reform des humanitären Bleiberechts“ ein. Diese 

Dringlichkeitsanträge liegen dem Protokoll bei.  

 Die Dringlichkeitsanträge wurden mehrheitlich abgelehnt. 

 Abstimmungsergebnis: 15 Stimmen dagegen, 2 Stimmen dafür-GR 

Oberlechner und GR Pauer    

zu Punkt  2: Gegen das per E-Mail am 23.12.2020 übermittelte Protokoll der 

Gemeinderatssitzung vom 18.12.2020 werden keine Einwendungen erhoben.   

zu Punkt  3:  Der Bürgermeister erteilt dem stellvertretenden Vorsitzenden des  

Prüfausschusses Herrn GR Staud Manfred das Wort. GR Staud Manfred bringt 

dem Gemeinderat den Bericht über das Ergebnis der letzten Prüfungen vom 

30.12.2020 und 18.03.2021 zur Kenntnis. Es wurden keine Mängel festgestellt. 

Bei der Prüfung am 18.03.2021wurde auch der Rechnungsabschluss 2020 und 

die Eröffnungsbilanz per 01.01.2020 überprüft und es wurden ebenfalls 

keinerlei Mängel festgestellt. Der Bericht liegt am Gemeindeamt zur 

Einsichtnahme auf. 

   Antrag des stellvertretenden Vorsitzenden des Prüfausschusses GR Staud 

Manfred: Der Gemeinderat möge dem Bürgermeister und dem 

Kassenverwalter die Entlastung aussprechen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig          

zu Punkt  4: Die Voranschlags-und Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) sieht 

neue, einheitliche Regeln für die Haushaltsführung von Bund, Ländern und 

Gemeinden vor. Die Umsetzung erfolgte mit Beginn des Jahres 2020. 

Spätestens bis zur Vorlage des Rechnungsabschlusses 2020 ist die 

Eröffnungsbilanz zu beschließen. Die VRV 2015 gibt genaue Kriterien vor, 

nach denen die Eröffnungsbilanz sowie in weiterer Folge die 

Rechnungsabschlüsse zu erstellen sind. Entscheidend ist, dass wir jetzt nicht 

nur einen Einnahmen- und Ausgabenhaushalt darstellen, sondern auch 

Vermögensveränderungen. 

Wesentlicher Bestandteil der Umsetzung der VRV 2015 ist die Erstellung einer 

Eröffnungsbilanz. Zu beachten ist, dass etwaige Fehler oder Änderungen von 

Schätzungen in der Eröffnungsbilanz bis spätestens fünf Jahre nach 

Veröffentlichung berichtigt werden können (siehe § 38 (8) VRV2015). 

Die Eröffnungsbilanz bildet den Status des Vermögens zum Stichtag 

01.01.2020 ab. Mit Gemeinderatsbeschluss vom 13.12.2019 wurden die 

abgeänderten Bewertungssätze (Nutzungsdauer-Abschreibung) beschlossen.  

Die Eröffnungsbilanz weist Aktiva und Passiva in Höhe von jeweils  

€ 14.918.846,71 aus.  

Zu den Aktiva gehören lang-und kurzfristige Vermögen (Grundstücke, 

Gebäude, Straßen, ABA, WVA, Beteiligungen, Forderungen, liquide Mittel), 

die Passiva setzen sich aus Fremdmitteln (Finanzschulden, Verbindlichkeiten), 

Rückstellungen, Investitionszuschüsse und dem Eigenkapital als 

Ausgleichsposten zusammen. 

Gem. §7 NÖ GHVO kann im Zuge der Eröffnungsbilanz eine Rücklage im 

Ausmaß von bis zu 50% des im Rahmen der Erstellung der Eröffnungsbilanz 

ermittelten Nettovermögens (€ 8.230.044) erfolgen.  



Die Gemeinde bildet im Zuge der Erstellung der Eröffnungsbilanz eine 

Eröffnungsrücklage in Höhe von € 2.500.000,- dies entspricht ca. 30 % des 

ermittelten Nettovermögens.  

Die Rücklage wird in Zukunft zum Ausgleich der Ergebnisrechnung aufgelöst.  

Jeder im Gemeinderat vertretenen Wahlpartei wurde eine Ausfertigung des 

Entwurfes der Eröffnungsbilanz ausgefolgt. 

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die 

Eröffnungsbilanz per 1.1.2020 und die Eröffnungsbilanzrücklage in der Höhe 

von € 2.500.000,- beschließen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: 16 Stimmen dafür, 1 Gegenstimme-GR Oberlechner    

 zu Punkt  5: Für die Erstellung des Rechnungsabschlusses ist ein Stichtag festzulegen. Bis 

zu diesem Stichtag können Rechnungen für das Rechnungsabschlussjahr 

berücksichtigt werden. Als Stichtag für die Gemeinde Waldenstein soll der 

31.01. des Folgejahres beschlossen werden.   

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge als Stichtag für die 

Erstellung des Rechnungsabschlusses den 31.01. des Folgejahres beschließen. 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig 

zu Punkt  6:  Der vom Bürgermeister erstellte Entwurf des Rechnungsabschlusses für das 

Haushaltsjahr 2020 ist in der Zeit vom 16.03.2021 bis 31.03.2021 am 

Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht aufgelegen. Die Auflage wurde 

ortsüblich kundgemacht. Jeder im Gemeinderat vertretenen Wahlpartei wurde 

bei Beginn der Auflagefrist eine Ausfertigung des Entwurfes ausgefolgt. 

Schriftliche Stellungnahmen wurden keine eingebracht. 

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den 

Rechnungsabschluss für das Jahr 2020 beschließen. 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig      

zu Punkt  7: Am Dach des Feuerwehrhauses in Waldenstein soll eine 19,76 kWp PV-

Anlage mit Notstrom-Umschaltung und Batteriespeicher montiert werden. 

Diesbezüglich liegt ein Angebot des Raiffeisen-Lagerhauses Zwettl in der 

Höhe von brutto € 38.854,61 vor. GGR Weissensteiner hat noch 3 % Skonto 

ausverhandelt. Von der Umsatzsteuer werden 70 % (Anteil Netzeinspeisung) 

rückerstattet. Für dieses Vorhaben wird um Oemag (Abwicklungsstelle für 

Ökostrom AG) Förderung und um Bedarfszuweisungsmittel für 

energiesparende Maßnahmen (€ 5.000,-) beim Land NÖ angesucht.   

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Errichtung 

einer PV-Anlage am Dach des Feuerwehrhauses in Waldenstein und die 

Auftragsvergabe an das Raiffeisen-Lagerhaus Zwettl, wie oben beschrieben, 

beschließen. 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig.       

zu Punkt  8: Am Dach des Feuerwehrhauses in Groß-Neusiedl soll eine 19,76 kWp PV-

Anlage mit Notstrom-Umschaltung und Batteriespeicher montiert werden. 

Diesbezüglich liegt ein Angebot des Raiffeisen-Lagerhauses Zwettl in der 

Höhe von brutto € 38.854,61 vor. GGR Weissensteiner hat noch 3 % Skonto 

ausverhandelt. Von der Umsatzsteuer werden 70 % (Anteil Netzeinspeisung) 

rückerstattet. Für dieses Vorhaben wird um Oemag (Abwicklungsstelle für 

Ökostrom AG) Förderung und um Bedarfszuweisungsmittel für 

energiesparende Maßnahmen (€ 5.000,-) beim Land NÖ angesucht   



   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Errichtung 

einer PV-Anlage am Dach des Feuerwehrhauses in Groß-Neusiedl und die 

Auftragsvergabe an das Raiffeisen-Lagerhaus Zwettl, wie oben beschrieben, 

beschließen. 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig.       

zu Punkt  9: Am Dach des Feuerwehrhauses in Grünbach soll eine 14,4 kWp PV-Anlage 

mit Notstrom-Umschaltung und Batteriespeicher montiert werden. 

Diesbezüglich liegen Angebote des Raiffeisen-Lagerhauses Zwettl in der Höhe 

von brutto € 32.527,81 und von der Fa. Leyrer+Graf, 3950 Gmünd in der Höhe 

von brutto € 35.971,22 vor. GGR Weissensteiner hat noch 3 % Skonto 

ausverhandelt. Von der Umsatzsteuer werden 70 % (Anteil Netzeinspeisung) 

rückerstattet. Für dieses Vorhaben wird um Oemag (Abwicklungsstelle für 

Ökostrom AG) Förderung und um Bedarfszuweisungsmittel für 

energiesparende Maßnahmen (€ 5.000,-) beim Land NÖ angesucht. 

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Errichtung 

einer PV-Anlage am Dach des Feuerwehrhauses in Grünbach und die 

Auftragsvergabe an den Bestbieter Raiffeisen-Lagerhaus Zwettl, wie oben 

beschrieben, beschließen. 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig.       

zu Punkt 10: Anstelle der Gemeindeförderung für Solaranlagen soll ab 1.1.2021 der 

Batteriespeicher bei Photovoltaikanlagen gefördert werden. 

   Gemeindeförderungshöhe ab 1.1.2021: 

 Photovoltaikanlage:  € 250,-/Anlage 

 Batteriespeicher: € 250,-/Anlage 

 Für die Auszahlung der Gemeindeförderung ist die Vorlage der Rechnung und 

eines Fotos erforderlich.    

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Änderung der 

Gemeindeförderungen für Photovoltaikanlagen und Batteriespeicher, wie oben 

beschrieben, beschließen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig 

zu Punkt 11: Gemäß § 15 Abs. 3 NÖ Straßengesetz 1999 hat die Gemeinde bei 

Landesstraßen im Ortsbereich  

 .  die Mehrkosten aufgrund der Ausführungs- oder Erhaltungsart der Straße 

gegenüber der im anschließenden Freiland liegenden Straße gleicher Länge zu 

tragen und 

                        .  bei Nebenanlagen für die Reinigung, Schneeräumung und 

Glatteisbekämpfung zu sorgen und  

  .  für die Abfuhr des von der Landesstraßenverwaltung von der Fahrbahn der 

Landesstraße entfernten Schnees und Abräummaterials auf eigene Kosten zu 

sorgen.  

 Diesbezüglich ist eine Vereinbarung über die Übernahme der Straßenbaulast 

hinsichtlich der Nebenanlagen gemäß § 15 NÖ Straßengesetz 1999 zwischen 

dem Land NÖ und der Gemeinde Waldenstein abzuschließen.  

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Vereinbarung 

über die Übernahme der Straßenbaulast hinsichtlich der Nebenanlagen gemäß 

§ 15 NÖ Straßengesetz 1999 zwischen dem Land NÖ und der Gemeinde 

Waldenstein beschließen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 



   Abstimmungsergebnis: einstimmig 

zu Punkt 12: Für die Errichtung einer Trafostation samt Anschlussleitungen in Klein-

Ruprechts ist ein Dienstbarkeitsvertrag zwischen der Netz Niederösterreich 

GmbH und der Gemeinde Waldenstein abzuschließen.  

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den 

Dienstbarkeitsvertrag zwischen der Netz Niederösterreich GmbH und der 

Gemeinde Waldenstein bezüglich einer Trafostation samt Anschlussleitungen 

in Klein-Ruprechts beschließen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig 

zu Punkt 13: Für die Erweiterung der Kanalanlagen in Albrechts (künftiges neues Bauland) 

ist ein Vertrag über die Benützung von öffentlichen Wassergut zwischen der 

Republik Österreich (Land- und Forstwirtschaftsverwaltung – Wasserbau) und 

der Gemeinde Waldenstein bezüglich des Albrechtsbaches (Grundstück  

Nr. 2216/2) abzuschließen.   

  Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Vertrag über 

die Benützung von öffentlichen Wassergut zwischen der Republik Österreich 

(Land- und Forstwirtschaftsverwaltung – Wasserbau) und der Gemeinde 

Waldenstein bezüglich des Albrechtsbaches (Grundstück Nr. 2216/2) 

beschließen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig 

zu Punkt 14: Von der Zukunft Waldenstein Projektentwicklungs GmbH wurde der Vertrag 

bezüglich Betreuung des Campingplatzes gekündigt. Als Übergangslösung soll 

für die Saison 2021 die Buchhaltung weiterhin von der Zukunft Waldenstein 

Projektentwicklungs GmbH, die Organisation von Mag. Doris Krenn und die 

Pflege von Frau Gerda Beyer übernommen werden. Die Abrechnung erfolgt 

direkt über die Gemeinde Waldenstein.  

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Durchführung 

der Betreuung des Campingplatzes für heuer, wie oben beschrieben, 

beschließen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig 

zu Punkt 15: Bei der gesetzlich vorgeschriebenen Überprüfung der elektrischen Anlagen im 

Sport- und Kulturzentrum wurden erhebliche Mängel festgestellt, deren 

Behebung für einen positiven Überprüfungsbericht unbedingt erforderlich ist. 

Hiezu liegen Angebote vom Raiffeisen Lagerhaus Zwettl in der Höhe von netto 

€ 33.579,- und vom Raiffeisen Lagerhaus Gmünd von netto € 19.140,83 vor. 

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Vergabe der 

Elektroarbeiten beim Sport- und Kulturzentrum an die Bestbieterfirma 

Raiffeisen Lagerhaus Gmünd, laut deren Angebot, beschließen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

zu Punkt 16:  

Der Entwurf der geplanten 5. Änderung des Bebauungsplanes war in der Zeit vom 

15.10.2020 bis 26.11.2020 im Gemeindeamt Waldenstein öffentlich aufgelegt. Während 

dieser Frist wurde eine schriftliche Stellungnahme eingebracht.  

 

Die Abteilung Wasserrecht und Schifffahrt (WA1, Amt der NÖ Landesregierung) teilt in 

ihrer Stellungnahme als Verwaltung des öffentlichen Wassergutes in Vertretung der 



Republik Österreich als Eigentümerin von Gewässergrundstücken im Gemeindegebiet von 

Waldenstein mit, dass gegen die vorgesehene Änderung des Örtlichen 

Raumordnungsprogrammes grundsätzlich kein Einwand besteht. Es sei jedoch unbedingt 

darauf zu achten, dass entlang der Gewässer ausreichend breite Betreuungs- und 

Erhaltungsstreifen frei von jeglicher Verbauung gehalten werden. Die Lage und Breite 

dieser Betreuungsflächen möge mit der zuständigen Wasserbauverwaltung (Abteilung 

Wasserbau des Amtes der NÖ Landesregierung bzw. Forsttechnischer Dienst für 

Wildbach- und Lawinenverbauung) festgelegt werden. 

Die allgemein formulierte Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, sie führt jedoch 

nicht zu einer Abänderung der aufgelegten Widmungsänderungen. 

Lediglich bei den Änderungspunkten 6 und  8 erfolgen Abänderungen des Bebauungsplans 

auf Parzellen die an Grundstücke des öffentlichen Wassergutes grenzen. Jedoch befinden 

sich die geplanten Änderungen in ausreichendem Abstand um Betreuungs- und 

Erhaltungsstreifen freizuhalten. 

 

Abänderungen zum aufgelegten Entwurf: 

Die nunmehr aktuell verfügbar Digitale Katastralmappe (DKM) per Stand Oktober 2020 

wird als Plangrundlage für die Plandrucke verwendet. 

 

Gegenüber des zur Auflage gekommen Änderungspunkt 1 soll der in der 8.Änderung 

festgelegte Grünland-Grüngürtel-Uferfreihaltung gemäß des raumordnungsfachlichen 

Gutachten der zuständigen Amtssachverständigen der Abt. RU2 (Raumordnung und 

Regionalpolitik), Frau Dipl.-Ing. Helma Hamader stattdessen mit der 

Funktionsbezeichnung „Oberflächenabfluss“ ausgewiesen werden. Die Kenntlichmachung 

der geänderten Flächenwidmung im Bebauungsplan liegt als Beilage dem 

Gemeinderatsprotokoll bei. Änderungen in den Bebauungsbestimmungen erfolgen durch 

diese Abänderung keine. 

 

Bei Änderungspunkt 2 wird der nördlich befindliche Hintausweg (entsprechend der 

Anmerkungen der Amtssachverständigen für Raumordnung zur 8.Änderung des örtlichen 

Raumordnungsprogrammes) auf eine funktionsgerechte Straßenbreite von 8,5 m 

aufgeweitet. Daher wird die öffentliche Verkehrsfläche in diesem Bereich verbreitert und 

die abgeänderte Flächenwidmung im Bebauungsplan kenntlich gemacht. Dementsprechend 

wird im Bebauungsplan auch die Straßenfluchtlinie sowie die vordere Baufluchtlinie 

angepasst.  

Jene vordere Baufluchtlinie im Norden beim Hintausweg (welcher nicht zur Erschließung 

von Bauplätzen vorgesehen ist, wird der Abstand der vorderen Baufluchtlinie zur 

Straßenfluchtlinie auf 3m reduziert. Weiters wird die Straßenbreite mit 8,5 m festgelegt.  

Weiters wird entsprechend der Abänderung im Rahmen der 8.Änderung des örtlichen 

Raumordnungsprogrammes die Bauland-Wohngebiet-Aufschließungszone 14 (BW-A14) 

auch im Bereich der südlich angrenzenden Parzelle 43 kenntlich gemacht. Die abgeänderte 

Plandarstellung liegt dem Gemeinderatsbeschluss bei. 

 

Bei Änderungspunkt 6 wird die Kenntlichmachung der Flächenwidmung im 

Bebauungsplan entsprechend eines aktuellen Plans (LEYRER + GRAF Baugesellschaft 

m.b.H.; Plan Nr. 10/6605/19) an die tatsächliche Lage des neu errichteten Abflussgrabens 

und der Verkehrsfläche in der Natur angepasst. Weiters wird darauf hingewiesen, dass im 

Norden des Planungsgebietes Teilflächen der Parz. 178/3, 188 und 189 mittlerweile vom 

ansässigen Betrieb angekauft wurden (siehe Teilungsplan DI Weißenböck-Morawek, Gz.: 

9432) auf welchen der neue Abflussgraben nunmehr verläuft (Die Teilung wurde bereits 

durchgeführt und ist in der aktuellen digitalen Katastralmappe (DKM) bereits dargestellt). 



Änderungen in den Bebauungsbestimmungen erfolgen dadurch keine. Die abgeänderte 

Plandarstellung liegt dem Gemeinderatsbeschluss bei. 

 

Vom Amt der NÖ Landesregierung, Abt. RU1 wurden bisher keine Bedenken gegen den 

aufgelegten Entwurf übermittelt. 

 

Da im Rahmen der zeitgleich zu beschließenden 8.Änderung des örtlichen 

Raumordnungsprogrammes die Beschlussfassung in zwei Verordnungen erfolgte, wird 

auch die 5.Änderung des Bebauungsplans mittels zwei Verordnungen (A und B) 

beschlossen. Die Änderungspunkte 1, 4 – 9 und 11 sind hierbei Teil der Verordnung A. 

Änderungspunkt 2 wird als Verordnung B beschlossen werden.  

 

Der Herr Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, die 5. Änderung des Bebauungsplanes 

(Änderungspunkte 1, 4 – 9 und 11 inklusive der oben angeführten Abänderungen bei den 

Änderungspunkten 1 und 6) mittels folgender Verordnung A zu  beschließen: 

Verordnung A:  

 
§ 1 Auf Grund der §§ 33 und 34 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014,  

LGBl. Nr. 3/2015 i.d.g.F., wird der Bebauungsplan in den 

Katastralgemeinden Waldenstein, Albrechts und Großhöbarten 

(Änderungspunkte 1, 4 – 9 und 11) dahingehend abgeändert, dass 

die auf der hiezu gehörigen Plandarstellung durch rote Signatur 

dargestellten Festlegungen der Einzelheiten der Bebauung und 

der Aufschließung erlassen werden.  

 

 

§ 2 Die Plandarstellung, welche mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehen ist, liegt im Gemeindeamt Waldenstein 

während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

 

 

§ 3 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den 

Ablauf der 2-wöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

Der Herr Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, die 5. Änderung des Bebauungsplanes 

(Änderungspunkt 2) inklusive der oben angeführten Abänderung bei Änderungspunkt 2 

mittels folgender Verordnung B zu  beschließen: 

Verordnung B:  

 
§ 1 Auf Grund der §§ 33 und 34 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014,  

LGBl. Nr. 3/2015 i.d.g.F., wird der Bebauungsplan in der 

Katastralgemeinde Waldenstein (Änderungspunkt 2) dahingehend 

abgeändert, dass die auf der hiezu gehörigen Plandarstellung 

durch rote Signatur dargestellten Festlegungen der Einzelheiten 

der Bebauung und der Aufschließung erlassen werden.  

 

 

§ 2 Die Plandarstellung, welche mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehen ist, liegt im Gemeindeamt Waldenstein 

während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

 

 

§ 3 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den 

Ablauf der 2-wöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 



   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die 5. Änderung 

des Bebauungsplanes und die diesbezüglichen Verordnungen A und B, wie 

oben beschrieben, beschließen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

zu Punkt 17:  

 

Der Entwurf der geplanten 8. Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes war in 

der Zeit vom 15.10.2020 bis 26.11.2020 im Gemeindeamt Waldenstein öffentlich 

aufgelegt. Während dieser Frist wurde eine schriftliche Stellungnahme eingebracht. 

 

Die Abteilung Wasserrecht und Schifffahrt (WA1, Amt der NÖ Landesregierung) teilt in 

ihrer Stellungnahme als Verwaltung des öffentlichen Wassergutes in Vertretung der 

Republik Österreich als Eigentümerin von Gewässergrundstücken im Gemeindegebiet von 

Waldenstein mit, dass gegen die vorgesehene Änderung des Örtlichen 

Raumordnungsprogrammes grundsätzlich kein Einwand besteht. Es sei jedoch unbedingt 

darauf zu achten, dass entlang der Gewässer ausreichend breite Betreuungs- und 

Erhaltungsstreifen frei von jeglicher Verbauung gehalten werden. Die Lage und Breite 

dieser Betreuungsflächen möge mit der zuständigen Wasserbauverwaltung (Abteilung 

Wasserbau des Amtes der NÖ Landesregierung bzw. Forsttechnischer Dienst für 

Wildbach- und Lawinenverbauung) festgelegt werden. 

Die allgemein formulierte Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, sie führt jedoch 

nicht zu einer Abänderung der aufgelegten Widmungsänderungen. 

Lediglich bei den Änderungspunkten 6 und  8 erfolgen Umwidmungen auf Parzellen die an 

Grundstücke des öffentlichen Wassergutes grenzen. Jedoch befinden sich die geplanten 

Umwidmungen in ausreichendem Abstand um Betreuungs- und Erhaltungsstreifen 

freizuhalten. 

  

Vom Amt der NÖ Landesregierung (Abt. RU1) wurde von der zuständigen 

Amtssachverständigen der Abt. RU2 (Raumordnung und Regionalpolitik), Frau Dipl.-Ing. 

Helma Hamader, ein raumordnungsfachliches Gutachten übermittelt. Hinsichtlich der 

geplanten Änderungspunkte 4, 5, 7, 8, 9 und 10  des Örtlichen Raumordnungsprogramms 

bestehen keine Widersprüche zu den Planungsrichtlinien des NÖ Raumordnungsgesetzes 

2017 i.d.g.F.  

Zu Änderungspunkt 1 wird angemerkt, dass die Maßnahme den Zielsetzungen des 

Örtlichen Entwicklungskonzeptes entsprechen, jedoch ist ein Nachweis der Sicherstellung 

der Verfügbarkeit zu erbringen damit keine Widersprüche zu den Planungsrichtlinien des 

NÖ Raumordnungsgesetzes aufgezeigt werden können. 

Die Gemeinde Waldenstein kauft die betroffenen Grundstücke an (Tagesordnungspunkt 18 

der Gemeinderatssitzung am 31.03.2021). (Die zugehörigen Kaufverträge werden den 

Gemeinderatsbeschlussunterlagen beigelegt.) Die Verfügbarkeit ist somit sichergestellt. 

 

Zu Änderungspunkt 2 führt die Amtssachverständige für Raumordnung an, dass bei der 

Festlegung der Baulandgrenze zu beachten ist, dass am nördlich gelegenen Hintausweg 

auch künftig eine funktionsgerechte Verkehrserschließung mit 8,5 m sicherzustellen ist. 

Weiters bestehen bei einem Nachweis der Sicherstellung der Verfügbarkeit keine 

Widersprüche zu den Planungsrichtlinien des NÖ Raumordnungsgesetzes. Die Maßnahme 

entspricht den Zielsetzungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes. Darüber hinaus ist bei 

der Teilung möglichst auf eine maximale Bauplatzgröße von 1.000 m² zu achten. 



Eine funktionsgerechte Straßenbreite (8,5 m) des Hintauswegs wird durch die Erweiterung 

der öffentlichen Verkehrsfläche (und der Festlegungen im Bebauungsplan) sichergestellt. 

Weiters kauft die Gemeinde Waldenstein die Parzelle 42 sowie auch die südliche gelegene 

Parzelle 43 an, welche in die Bauland-Wohngebiet-Aufschließungszone 14 integriert 

werden soll. Die Verfügbarkeit ist somit sichergestellt. Die geänderte Plandarstellung liegt 

dem Gemeinderatsbeschluss bei. Die Freigabebedingungen werden dahingehend 

angepasst, dass im Zuge der Freigabe nunmehr für den gesamten Bereich 6 Bauplätze (statt 

wie in den Auflageunterlagen drei Bauplätze für den kleinflächigeren Bereich) hergestellt 

werden, müssen um eine ökonomische Parzellengröße sicherzustellen. 

Zu Änderungspunkt 6 wird angeführt, dass die Widmungsabgrenzungen zu überprüfen 

sind, da diese nicht der tatsächlichen Lage in der Natur entsprechen. Darüber hinaus 

bestehen keine Widersprüche zur Erweiterung des Lagerplatzes. 

Nunmehr wurden die Widmungsabgrenzungen an einen aktuellen Plan angepasst. Die 

abgeänderte Plandarstellung liegt dem Gemeinderatsbeschluss bei. 

 

Abänderungen zum aufgelegten Entwurf: 

Die nunmehr aktuell verfügbar Digitale Katastralmappe (DKM) per Stand Oktober 2020 

wird als Plangrundlage für die Plandrucke verwendet. 

 

Änderungspunkt 1: Aufgrund von Anmerkungen der Amtssachverständigen für Raumordnung 

wird der im Süden ausgewiesene Grünland-Grüngürtel-Uferfreihaltung in Grünland-

Grüngürtel-Oberflächenabfluss abgeändert, da dies die tatsächliche Nutzung (kleineres 

Gerinne) besser definiert. 

 

Änderungspunkt 2: Entsprechend der Anmerkungen der Amtssachverständigen für 

Raumordnung wird die öffentliche Verkehrsfläche im Norden (Hintausweg) für eine 

funktionsgerechte Erschließung auf 8,5m aufgeweitet. Weiters wird die Bauland-Wohngebiet-

Aufschließungszone 14 (BW-A14) auch auf Parzelle 43 vergrößert. Da die Gemeinde 

Waldenstein den gegenständlichen Planungsbereich zur Gänze ankauft und die Verfügbarkeit 

somit sichergestellt wird, kann auch die Zusatzbezeichnung „*“ entfallen, welche darauf 

hinweisen würde, dass ein Verfügbarkeitsvertrag abgeschlossen wurde. 

 

Änderungspunkt 6: Die Widmungsabgrenzungen wurden entsprechend eines aktuellen Planes 

(LEYRER + GRAF Baugesellschaft m.b.H.; Plan Nr. 10/6605/19) an die tatsächliche Lage 

des neu errichteten Abflussgrabens und der Verkehrsfläche in der Natur angepasst. Weiters 

wird darauf hingewiesen, dass im Norden des Planungsgebietes Teilflächen der Parz. 178/3, 

188 und 189 mittlerweile vom ansässigen Betrieb angekauft wurden (siehe Teilungsplan DI 

Weißenböck-Morawek, Gz.: 9432) auf welchen der neue Abflussgraben nunmehr verläuft 

(Die Teilung wurde bereits durchgeführt und ist in der aktuellen digitalen Katastralmappe 

(DKM) bereits dargestellt). 

 

Die abgeänderten Plandarstellungen der Änderungspunkte 1, 2 und 6 liegen dem 

Gemeinderatsbeschlussunterlagen bei. 

 

Abänderungen im Verordnungstext: 

Entsprechend der nunmehrigen Erweiterung der Bauland-Wohngebiet-Aufschließungszone 

14 (BW-A14) soll nunmehr auch der Verordnungstext dementsprechend angepasst werden, 

dass statt den geplanten vier Bauplätzen nun 6 Bauplätze im gesamten Bereich geschaffen 

werden müssen. Die Freigabebedingung der Bauland-Wohngebiet-Aufschließungszone 14 

(BW-A14) lautet demnach: 

 



BW-A14: 

 Die Erstellung eines Teilungsplanentwurfs in Abstimmung mit der Gemeinde 

Waldenstein und dem Grundeigentümer, der eine ökonomische Bebauung 

(mind. sechs Bauplätze) des Baulandes ermöglicht. 

 

Die Beschlussfassung soll in zwei Verordnungen erfolgen. Die Änderungspunkte 1, 4 - 10 

sind hierbei Teil der Verordnung A. Änderungspunkt 2 soll aufgrund einer Veränderung zum 

Auflagestand und der deshalb noch nicht abschließenden Begutachtung des Amts der NÖ 

Landesregierung als Verordnung B beschlossen werden. 

 

Der Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, die Änderungspunkte 1, 4 – 10 der 8. Änderung 

des Örtlichen Raumordnungsprogrammes unter Berücksichtigung der oben angeführten 

Abänderungen bei den Änderungspunkten 1  und 6 mittels folgender Verordnung A zu 

beschließen: 

 

Verordnung A:  
 

§ 1 Auf Grund des § 25 Abs. 1 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, 

LGBl. 3/2015 i.d.g.F., wird das örtliche 

Raumordnungsprogramm (Flächenwidmungsplan) dahingehend 

abgeändert, dass für die auf der hiezu gehörigen 

Plandarstellung rot umrandeten Grundflächen in den 

Katastralgemeinden Waldenstein, Albrechts, Großhöbarten, 

und Großneusiedl (Änderungspunkte 1, 4 – 10) die auf der 

Plandarstellung durch rote Signatur dargestellte 

Widmungsart festgelegt wird. 

 

§ 2 Die Plandarstellungen, die gemäß § 2 Zi. 3d der 

Planzeichenverordnung, LGBl. 8000/2-0, als Schwarz-Rot-

Darstellung ausgeführt und mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehen sind, liegen im Gemeindeamt Waldenstein 

während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

 

 

§ 3 Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die 

NÖ Landesregierung und nach ihrer darauffolgenden Kundmachung mit 

dem auf den Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag 

in Kraft.  

 

Der Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, den Änderungspunkt 2 der 8. Änderung des 

Örtlichen Raumordnungsprogrammes unter Berücksichtigung der oben angeführten 

Abänderung in der Plandarstellung und dem Verordnungstext mittels folgender Verordnung B 

zu beschließen: 

 

Verordnung B:  
 

§ 1 Auf Grund des § 25 Abs. 1 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, 

LGBl. 3/2015 i.d.g.F., wird das örtliche 

Raumordnungsprogramm (Flächenwidmungsplan) dahingehend 

abgeändert, dass für die auf der hiezu gehörigen 

Plandarstellung rot umrandeten Grundflächen in der 

Katastralgemeinde Waldenstein (Änderungspunkt 2)die auf der 

Plandarstellung durch rote Signatur dargestellte 

Widmungsart festgelegt wird. 



 

§ 2 Weiters wird das Örtliche Raumordnungsprogramm durch 

folgende Festlegungen ergänzt: 

 

 Als Bedingung für die Freigabe der von dieser Änderung 

betroffenen Aufschließungszone in der KG Waldenstein wird 

festgelegt: 

 

BW-A14: 

 Die Erstellung eines Teilungsplanentwurfs in Abstimmung mit 

der Gemeinde Waldenstein und dem Grundeigentümer, der eine 

ökonomische Bebauung (mind. sechs Bauplätze) des Baulandes 

ermöglicht. 

 

§ 3 Die Plandarstellungen, die gemäß § 2 Zi. 3d der 

Planzeichenverordnung, LGBl. 8000/2-0, als Schwarz-Rot-

Darstellung ausgeführt und mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehen sind, liegen im Gemeindeamt Waldenstein 

während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

 

 

§ 4 Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die 

NÖ Landesregierung und nach ihrer darauffolgenden 

Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die 8. Änderung 

des örtlichen Raumordnungsprogrammes und die diesbezüglichen 

Verordnungen A und B, wie oben beschrieben, beschließen.  

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

zu Punkt 18:    nicht öffentlicher Tagesordnungspunkt 

zu Punkt 19:    nicht öffentlicher Tagesordnungspunkt 

 

 

 

      

Der Herr Bürgermeister schließt um 20.00 Uhr die Sitzung. 

 
















